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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Stellungnahme des Herrn Bundesministers des Innern 
zum Stimmrecht der Berliner Mitglieder der Bundes- 
versammlung 

Bezug ; Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 1208 - 


Die Kleine Anfrage vom 1. Juli 1959 beantworte ich wie folgt: 

Zu 1. a) 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bundesministers 
des Innern, die in dem Schreiben an den Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 25. Juni 1959 wiedergegeben ist. 
Das Schreiben ist im Bulletin vom 9. Juli 1959 — Nr. 121 
S. 1245 — abgedruckt. 

Zu 1. b) 

Die Frage des Stimmrechts in der Bundesversammlung ist 
ausschließlich rechtlicher Natur und kann deshalb nicht nach 
politischen Gesichtspunkten bejaht oder verneint werden. Mit 
den von mir bestimmten Richtlinien der Politik hat die An- 
gelegenheit daher nichts zu tun. 

Zu 1. c) 

Der Bundesregierung ist die Stellungnahme des Bundesministers 
für gesamtdeutsche Fragen bekannt, die vom 10. und 13. März 
1954 — nicht, wie in der Anfrage irrtümlich angegeben, aus 
dem Jahre 1959 — stammt. 

Zu 1. d) 

Vergleiche die Antwort zu 1. b). 
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Zu 2. 

Der Bundesminister des Innern hat unter Berufung auf den 
besatzungsrechtlichen Status Berlins rechtliche Bedenken gegen 
das volle Stimmrecht der Vertreter Berlins in der Bundesver- 
sammlung geäußert. Die Sowjetregierung und die Regierung 
der Sowjetzone haben mit der Begründung, Berlin gehöre zur 
Sowjetzone, gegen den Zusammentritt der Bundesversammlung 
in Berlin protestiert. Von „gleichen Angriffen" kann also keine 
Rede sein. Durch die auf den besatzungsrechtlichen Status 
Berlins gestützte Haltung des Bundesministers des Innern wer- 
den die ebenfalls mit diesem Status begründeten Bemühungen 
der freien Welt zur Abwehr des Vorstoßes der UdSSR auf 
Berlin nicht erschwert, sondern unterstützt. 

Zu 3. 

Die Frage des Stimmrechts der Berliner Abgeordneten ist im 
Gesetz über die Wahl des Bundespräsidenten durch die Bundes- 
versammlung nicht angesprochen und in den Beratungen zu 
diesem Gesetz auch nicht angeschnitten worden. Dies entspricht 
dem Grundsatz, Vorbehalte der Drei Mächte hinsichtlich Berlins 
nicht in deutschen Gesetzen zu verankern. Der Bundesminister 
des Innern hat sich zu einer schriftlichen Äußerung erst veranlaßt 
gesehen, nachdem der Präsident des Deutschen Bundestages 
in einer Presseerklärung vom 24. Juni 1959 an UPI seinen Stand- 
punkt zum Stimmrecht der Berliner Abgeordneten verlautbart 
hatte. 

Zu 4. 

Der Bericht des Ausschusses für Inneres über den Entwurf 
des Gesetzes über die Wahl des Bundespräsidenten durch die 
Bundesversammlung enthält keine Ausführungen über das 
Stimmrecht der Berliner Abgeordneten. 
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